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Sozialgesetzbuch (SGB) Zweites Buch (II) 
- Grundsicherung für Arbeitsuchende - 

Textauszug 

 
Ausfertigungsdatum: 24.12.2003 

 
Vollzitat:  
"Das Zweite Buch Sozialgesetzbuch – Grundsicherung für Arbeitsuchende – in der Fassung der Be-
kanntmachung vom 13. Mai 2011 (BGBl. I S. 850, 2094), das durch Artikel 1a des Gesetzes vom 15. April 
2015 (BGBl. I S. 583) geändert worden ist" 

 

 

 

§ 18d SGB II   Örtlicher Beirat 

 

Bei jeder gemeinsamen Einrichtung nach § 44b wird ein Beirat gebildet. Der Beirat berät die Einrichtung 

bei der Auswahl und Gestaltung der Eingliederungsinstrumente und -maßnahmen. Die Trägerversamm-

lung beruft die Mitglieder des Beirats auf Vorschlag der Beteiligten des örtlichen Arbeitsmarktes, insbe-

sondere den Trägern der freien Wohlfahrtspflege, den Vertreterinnen und Vertretern der Arbeitgeber und 

Arbeitnehmer sowie den Kammern und berufsständischen Organisationen. Vertreterinnen und Vertreter 

von Beteiligten des örtlichen Arbeitsmarktes, die Eingliederungsleistungen nach diesem Buch anbieten, 

dürfen nicht Mitglied des Beirats sein. Der Beirat gibt sich eine Geschäftsordnung. Die Sätze 1 bis 5 gel-

ten entsprechend für die zugelassenen kommunalen Träger mit der Maßgabe, dass die Berufung der 

Mitglieder des Beirats durch den zugelassenen kommunalen Träger erfolgt. 

 

 

 

§ 44b SGB II   Gemeinsame Einrichtung 

 

(1) Zur einheitlichen Durchführung der Grundsicherung für Arbeitsuchende bilden die Träger im Gebiet 

jedes kommunalen Trägers nach § 6 Absatz 1 Satz 1 Nummer 2 eine gemeinsame Einrichtung. Die ge-

meinsame Einrichtung nimmt die Aufgaben der Träger nach diesem Buch wahr; die Trägerschaft nach § 

6 sowie nach den §§ 6a und 6b bleibt unberührt. Die gemeinsame Einrichtung ist befugt, Verwaltungsakte 

und Widerspruchsbescheide zu erlassen. Die Aufgaben werden von Beamtinnen und Beamten sowie 

Arbeitnehmerinnen und Arbeitnehmern wahrgenommen, denen entsprechende Tätigkeiten zugewiesen 

worden sind. 

 

(2) Die Träger bestimmen den Standort sowie die nähere Ausgestaltung und  Organisation der gemein-

samen Einrichtung durch Vereinbarung. Die Ausgestaltung und Organisation der gemeinsamen Einrich-

tung sollen die Besonderheiten der beteiligten Träger, des regionalen Arbeitsmarktes und der regionalen 

Wirtschaftsstruktur berücksichtigen. Die Träger können die Zusammenlegung mehrerer gemeinsamer 

Einrichtungen zu einer gemeinsamen Einrichtung vereinbaren. 

 

(3) Den Trägern obliegt die Verantwortung für die rechtmäßige und zweckmäßige Erbringung ihrer Leis-

tungen. Sie haben in ihrem Aufgabenbereich nach § 6 Absatz 1 Nummer 1 oder 2 gegenüber der ge-

meinsamen Einrichtung ein Weisungsrecht; dies gilt nicht im Zuständigkeitsbereich der Trägerversamm-

lung nach § 44c. Die Träger sind berechtigt, von der gemeinsamen Einrichtung die Erteilung von Auskunft 

und Rechenschaftslegung über die Leistungserbringung zu fordern, die Wahrnehmung der Aufgaben in 

der gemeinsamen Einrichtung zu prüfen und die gemeinsame Einrichtung an ihre Auffassung zu binden. 

Vor Ausübung ihres Weisungsrechts in Angelegenheiten grundsätzlicher Bedeutung befassen die Träger 
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den Kooperationsausschuss nach § 18b. Der Kooperationsausschuss kann innerhalb von zwei Wochen 

nach Anrufung eine Empfehlung abgeben. 

 

(4) Die gemeinsame Einrichtung kann einzelne Aufgaben auch durch die Träger wahrnehmen lassen. 

 

(5) Die Bundesagentur stellt der gemeinsamen Einrichtung Angebote an  Dienstleistungen zur Verfügung. 

 

(6) Die Träger teilen der gemeinsamen Einrichtung alle Tatsachen und Feststellungen mit, von denen sie 

Kenntnis erhalten und die für die Leistungen erforderlich sind. 

 

 

 

§ 44c SGB II   Trägerversammlung 

 

(1) Die gemeinsame Einrichtung hat eine Trägerversammlung. In der Trägerversammlung sind Vertrete-

rinnen und Vertreter der Agentur für Arbeit und des kommunalen Trägers je zur Hälfte vertreten. In der 

Regel entsenden die Träger je drei Vertreterinnen oder Vertreter. Jede Vertreterin und jeder Vertreter hat 

eine Stimme. Die Vertreterinnen und Vertreter wählen eine Vorsitzende oder einen Vorsitzenden für eine 

Amtszeit von bis zu fünf Jahren. Kann in der Trägerversammlung keine Einigung über die Person der 

oder des Vorsitzenden erzielt werden, wird die oder der Vorsitzende von den Vertreterinnen und Vertre-

tern der Agentur für Arbeit und des kommunalen Trägers abwechselnd jeweils für zwei Jahre bestimmt; 

die erstmalige Bestimmung erfolgt durch die Vertreterinnen und Vertreter der Agentur für Arbeit. Die Trä-

gerversammlung entscheidet durch Beschluss mit Stimmenmehrheit. Bei Stimmengleichheit entscheidet 

die Stimme der oder des Vorsitzenden; dies gilt nicht für Entscheidungen nach Absatz 2 Satz 2 Nummer 

1, 4 und 8. Die Beschlüsse sind von der oder dem Vorsitzenden schriftlich niederzulegen. Die Trägerver-

sammlung gibt sich eine Geschäftsordnung. 

 

(2) Die Trägerversammlung entscheidet über organisatorische, personalwirtschaftliche, personalrechtli-

che und personalvertretungsrechtliche Angelegenheiten der gemeinsamen Einrichtung. Dies sind insbe-

sondere 

 

 

1. die Bestellung und Abberufung der Geschäftsführerin oder des Geschäftsführers, 

 

2. der Verwaltungsablauf und die Organisation, 

 

3. die Änderung des Standorts der gemeinsamen Einrichtung, 

 

4. die Entscheidungen nach § 6 Absatz 1 Satz 2 und § 44b Absatz 4, ob einzelne Aufgaben durch 

die Träger oder durch Dritte wahrgenommen werden, 

 

5. die Regelung der Ordnung in der Dienststelle und des Verhaltens der Beschäftigten, 

 

6. die Arbeitsplatzgestaltung, 

 

7. die Genehmigung von Dienstvereinbarungen mit der Personalvertretung, 

 

8. die Aufstellung des Stellenplans und der Richtlinien zur Stellenbewirtschaftung, 

 

9. die grundsätzlichen Regelungen der innerdienstlichen, sozialen und persönlichen Angelegenhei-

ten der Beschäftigten. 
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(3) Die Trägerversammlung nimmt in Streitfragen zwischen Personalvertretung und Geschäftsführerin 

oder Geschäftsführer die Aufgaben einer übergeordneten Dienststelle und obersten Dienstbehörde nach 

den §§ 69 bis 72 des Bundespersonalvertretungsgesetzes wahr. 

 

(4) Die Trägerversammlung berät zu gemeinsamen Betreuungsschlüsseln. Sie hat dabei die zur Verfü-

gung stehenden Haushaltsmittel zu berücksichtigen. Bei der Personalbedarfsermittlung sind im Regelfall 

folgende Anteilsverhältnisse zwischen eingesetztem Personal und Leistungsberechtigten nach diesem 

Buch zu berücksichtigen: 

 

1. 1 : 75 bei der Gewährung der Leistungen zur Eingliederung in Arbeit von erwerbsfähigen Leis-

tungsberechtigten bis zur Vollendung des 25. Lebensjahres, 

 

2. 1 : 150 bei der Gewährung der Leistungen zur Eingliederung in Arbeit von erwerbsfähigen Leis-

tungsberechtigten, die das 25. Lebensjahr vollendet und die Altersgrenze nach § 7a noch nicht erreicht 

haben. 

 

(5) Die Trägerversammlung stellt einheitliche Grundsätze der Qualifizierungsplanung und Personalent-

wicklung auf, die insbesondere der individuellen Entwicklung der Mitarbeiterinnen und Mitarbeiter dienen 

und ihnen unter Beachtung ihrer persönlichen Interessen und Fähigkeiten die zur Wahrnehmung ihrer 

Aufgaben erforderliche Qualifikation vermitteln sollen. Die Trägerversammlung stimmt die Grundsätze der 

Personalentwicklung mit den Personalentwicklungskonzepten der Träger ab. Die Geschäftsführerin oder 

der Geschäftsführer berichtet der Trägerversammlung regelmäßig über den Stand der Umsetzung. 

 

(6) In der Trägerversammlung wird das örtliche Arbeitsmarkt- und Integrationsprogramm der Grundsiche-

rung für Arbeitsuchende unter Beachtung von Zielvorgaben der Träger abgestimmt. 

 

 

 

§ 44d SGB II   Geschäftsführerin, Geschäftsführer 

 

(1) Die Geschäftsführerin oder der Geschäftsführer führt hauptamtlich die Geschäfte der gemeinsamen 

Einrichtung, soweit durch Gesetz nichts Abweichendes bestimmt ist. Sie oder er vertritt die gemeinsame 

Einrichtung gerichtlich und außergerichtlich. Sie oder er hat die von der Trägerversammlung in deren 

Aufgabenbereich beschlossenen Maßnahmen auszuführen und nimmt an deren Sitzungen beratend teil. 

 

(2) Die Geschäftsführerin oder der Geschäftsführer wird für fünf Jahre bestellt. Für die Ausschreibung der 

zu besetzenden Stelle findet § 4 der Bundeslaufbahnverordnung entsprechende Anwendung. Kann in der 

Trägerversammlung keine Einigung über die Person der Geschäftsführerin oder des Geschäftsführers 

erzielt werden, unterrichtet die oder der Vorsitzende der Trägerversammlung den Kooperationsaus-

schuss. Der Kooperationsausschuss hört die Träger der gemeinsamen Einrichtung an und unterbreitet 

einen Vorschlag. Können sich die Mitglieder des Kooperationsausschusses nicht auf einen Vorschlag 

verständigen oder kann in der Trägerversammlung trotz Vorschlags keine Einigung erzielt werden, wird 

die Geschäftsführerin oder der Geschäftsführer von der Agentur für Arbeit und dem kommunalen Träger 

abwechselnd jeweils für zweieinhalb Jahre bestimmt. Die erstmalige Bestimmung erfolgt durch die Agen-

tur für Arbeit; abweichend davon erfolgt die erstmalige Bestimmung durch den kommunalen Träger, wenn 

die Agentur für Arbeit erstmalig die Vorsitzende oder den Vorsitzenden der Trägerversammlung bestimmt 

hat. Die Geschäftsführerin oder der Geschäftsführer kann auf Beschluss der Trägerversammlung vorzei-

tig abberufen werden. Bis zur Bestellung einer neuen Geschäftsführerin oder eines neuen Geschäftsfüh-

rers führt sie oder er die Geschäfte der gemeinsamen Einrichtung kommissarisch. 
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(3) Die Geschäftsführerin oder der Geschäftsführer ist Beamtin, Beamter, Arbeitnehmerin oder Arbeit-

nehmer eines Trägers und untersteht dessen Dienstaufsicht. Soweit sie oder er Beamtin, Beamter, Ar-

beitnehmerin oder Arbeitnehmer einer nach § 6 Absatz 2 Satz 1 herangezogenen Gemeinde ist, unter-

steht sie oder er der Dienstaufsicht ihres oder seines Dienstherrn oder Arbeitgebers. 

 

(4) Die Geschäftsführerin oder der Geschäftsführer übt über die Beamtinnen und Beamten sowie die 

Arbeitnehmerinnen und Arbeitnehmer, denen in der gemeinsamen Einrichtung Tätigkeiten zugewiesen 

worden sind, die dienst-, personal- und arbeitsrechtlichen Befugnisse der Bundesagentur und des kom-

munalen Trägers und die Dienstvorgesetzten- und Vorgesetztenfunktion, mit Ausnahme der Befugnisse 

zur Begründung und Beendigung der mit den Beamtinnen und Beamten sowie Arbeitnehmerinnen und 

Arbeitnehmern bestehenden Rechtsverhältnisse, aus. 

 

(5) Die Geschäftsführerin ist Leiterin, der Geschäftsführer ist Leiter der Dienststelle im personalvertre-

tungsrechtlichen Sinn und Arbeitgeber im Sinne des Arbeitsschutzgesetzes. 

 

(6) Bei personalrechtlichen Entscheidungen, die in der Zuständigkeit der Träger liegen, hat die Ge-

schäftsführerin oder der Geschäftsführer ein Anhörungs- und Vorschlagsrecht. 

 

(7) Bei der besoldungsrechtlichen Einstufung der Dienstposten der Geschäftsführerinnen und der Ge-

schäftsführer sind Höchstgrenzen einzuhalten. Die Besoldungsgruppe A 16 der  Bundesbesoldungsord-

nung A, in Ausnahmefällen die Besoldungsgruppe B 3 der Bundesbesoldungsordnung B, oder die ent-

sprechende landesrechtliche Besoldungsgruppe darf nicht überschritten werden. Das Entgelt für Arbeit-

nehmerinnen und Arbeitnehmer darf die für Beamtinnen und Beamte geltende Besoldung nicht überstei-

gen. 

 

 

 

§ 44e SGB II   Verfahren bei Meinungsverschiedenheit über die Weisungszuständigkeit 

 

(1) Zur Beilegung einer Meinungsverschiedenheit über die Zuständigkeit nach § 44b Absatz 3 und § 44c 

Absatz 2 können die Träger oder die Trägerversammlung den Kooperationsausschuss anrufen. Stellt die 

Geschäftsführerin oder der Geschäftsführer fest, dass sich Weisungen der Träger untereinander oder mit 

einer Weisung der Trägerversammlung widersprechen, unterrichtet sie oder er unverzüglich die Träger, 

um diesen Gelegenheit zur Überprüfung der Zuständigkeit zum Erlass der Weisungen zu geben. Besteht 

die Meinungsverschiedenheit danach fort, kann die Geschäftsführerin oder der Geschäftsführer den Koo-

perationsausschuss anrufen. 

 

(2) Der Kooperationsausschuss entscheidet nach Anhörung der Träger und der Geschäftsführerin oder 

des Geschäftsführers durch Beschluss mit Stimmenmehrheit. Bei Stimmengleichheit entscheidet die 

Stimme der oder des Vorsitzenden. Die Beschlüsse des  Ausschusses sind von der Vorsitzenden oder 

von dem Vorsitzenden schriftlich niederzulegen. Die oder der Vorsitzende teilt den Trägern, der Träger-

versammlung sowie der Geschäftsführerin oder dem Geschäftsführer die Beschlüsse mit. 

 

(3) Die Entscheidung des Kooperationsausschusses bindet die Träger. Soweit nach anderen  Vorschrif-

ten der Rechtsweg gegeben ist, wird er durch die Anrufung des Kooperationsausschusses nicht ausge-

schlossen. 
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§ 44f SGB II   Bewirtschaftung von Bundesmitteln 

 

(1) Die Bundesagentur überträgt der gemeinsamen Einrichtung die Bewirtschaftung von Haushaltsmitteln 

des Bundes, die sie im Rahmen von § 46 bewirtschaftet. Für die Übertragung und die Bewirtschaftung 

gelten die haushaltsrechtlichen Bestimmungen des Bundes. 

 

(2) Zur Bewirtschaftung der Haushaltsmittel des Bundes bestellt die Geschäftsführerin oder der Ge-

schäftsführer eine Beauftragte oder einen Beauftragten für den Haushalt. Die Geschäftsführerin oder der 

Geschäftsführer und die Trägerversammlung haben die Beauftragte oder den Beauftragten für den 

Haushalt an allen Maßnahmen von finanzieller Bedeutung zu beteiligen. 

 

(3) Die Bundesagentur hat die Übertragung der Bewirtschaftung zu widerrufen, wenn die gemeinsame 

Einrichtung bei der Bewirtschaftung wiederholt oder erheblich gegen Rechts- oder Verwaltungsvorschrif-

ten verstoßen hat und durch die Bestellung einer oder eines anderen Beauftragten für den Haushalt keine 

Abhilfe zu erwarten ist. 

 

(4) Näheres zur Übertragung und Durchführung der Bewirtschaftung von Haushaltsmitteln des Bundes 

kann zwischen der Bundesagentur und der gemeinsamen Einrichtung vereinbart werden. Der kommunale 

Träger kann die gemeinsame Einrichtung auch mit der Bewirtschaftung von kommunalen Haushaltsmit-

teln beauftragen. 

 

(5) Auf Beschluss der Trägerversammlung kann die Befugnis nach Absatz 1 auf die Bundesagentur zu-

rückübertragen werden. 

 

 

 

§ 44g SGB II   Zuweisung von Tätigkeiten bei der gemeinsamen Einrichtung 

 

(1) Beamtinnen und Beamten sowie Arbeitnehmerinnen und Arbeitnehmern der Träger und der nach § 6 

Absatz 2 Satz 1 herangezogenen Gemeinden und Gemeindeverbände können mit Zustimmung der Ge-

schäftsführerin oder des Geschäftsführers der gemeinsamen Einrichtung nach den beamten- und tarif-

rechtlichen Regelungen Tätigkeiten bei den gemeinsamen Einrichtungen zugewiesen werden; diese Zu-

weisung kann auch auf Dauer erfolgen. Die Zuweisung ist auch ohne Zustimmung der Beamtinnen und 

Beamten sowie Arbeitnehmerinnen und Arbeitnehmer zulässig, wenn dringende dienstliche Interessen es 

erfordern. 

 

(2) Bei einer Zuweisung von Tätigkeiten bei den gemeinsamen Einrichtungen an Beschäftigte, denen 

bereits eine Tätigkeit in diesen gemeinsamen Einrichtungen zugewiesen worden war, ist die Zustimmung 

der Geschäftsführerin oder des Geschäftsführers der gemeinsamen Einrichtung nicht erforderlich. 

 

(3) Die Rechtsstellung der Beamtinnen und Beamten bleibt unberührt. Ihnen ist eine ihrem Amt entspre-

chende Tätigkeit zu übertragen. 

 

(4) Die mit der Bundesagentur, dem kommunalen Träger oder einer nach § 6 Absatz 2 Satz 1 herange-

zogenen Gemeinde oder einem Gemeindeverband bestehenden Arbeitsverhältnisse bleiben unberührt. 

Werden einer Arbeitnehmerin oder einem Arbeitnehmer auf Grund der Zuweisung Tätigkeiten übertragen, 

die einer niedrigeren Entgeltgruppe oder Tätigkeitsebene zuzuordnen sind, bestimmt sich die Eingruppie-

rung nach der vorherigen Tätigkeit. 

 

(5) Die Zuweisung kann 
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1. aus dienstlichen Gründen mit einer Frist von drei Monaten, 

 

2. auf Verlangen der Beamtin, des Beamten, der Arbeitnehmerin oder des Arbeitnehmers aus wich-

tigem Grund jederzeit 

 

beendet werden. Die Geschäftsführerin oder der Geschäftsführer kann der Beendigung nach Nummer 2 

aus zwingendem dienstlichem Grund widersprechen. 

 

 

 

§ 44h SGB II   Personalvertretung 

 

(1) In den gemeinsamen Einrichtungen wird eine Personalvertretung gebildet. Die Regelungen des Bun-

despersonalvertretungsgesetzes gelten entsprechend. 

 

(2) Die Beamtinnen und Beamten sowie Arbeitnehmerinnen und Arbeitnehmer in der gemeinsamen Ein-

richtung besitzen für den Zeitraum, für den ihnen Tätigkeiten in der gemeinsamen Einrichtung zugewie-

sen worden sind, ein aktives und passives Wahlrecht zu der Personalvertretung. 

 

(3) Der Personalvertretung der gemeinsamen Einrichtung stehen alle Rechte entsprechend den Rege-

lungen des Bundespersonalvertretungsgesetzes zu, soweit der Trägerversammlung oder der Geschäfts-

führerin oder dem Geschäftsführer Entscheidungsbefugnisse in personalrechtlichen, personalwirtschaftli-

chen, sozialen oder die Ordnung der Dienststelle betreffenden Angelegenheiten zustehen. 

 

(4) Zur Erörterung und Abstimmung gemeinsamer personalvertretungsrechtlich relevanter Angelegenhei-

ten wird eine Arbeitsgruppe der Vorsitzenden der Personalvertretungen der gemeinsamen Einrichtungen 

eingerichtet. Die Arbeitsgruppe hält bis zu zwei Sitzungen im Jahr ab. Sie beschließt mit der Mehrheit der 

Stimmen ihrer Mitglieder eine Geschäftsordnung, die Regelungen über den Vorsitz, das Verfahren zur 

internen Willensbildung und zur Beschlussfassung enthalten muss. Die Arbeitsgruppe kann Stellungnah-

men zu Maßnahmen der Träger, die Einfluss auf die Arbeitsbedingungen aller Arbeitnehmerinnen und 

Arbeitnehmer sowie Beamtinnen und Beamten in den gemeinsamen Einrichtungen haben können, an die 

zuständigen Träger abgeben. 

 

(5) Die Rechte der Personalvertretungen der abgebenden Dienstherren und Arbeitgeber bleiben unbe-

rührt, soweit die Entscheidungsbefugnisse bei den Trägern verbleiben.  

 

 

 

§ 44i SGB II   Schwerbehindertenvertretung, Jugend- und Auszubildendenvertretung 

 

Auf die Schwerbehindertenvertretung und Jugend- und Auszubildendenvertretung ist § 44h entsprechend 

anzuwenden. 

 

 

 

§ 44j SGB II   Gleichstellungsbeauftragte 

 

In der gemeinsamen Einrichtung wird eine Gleichstellungsbeauftragte bestellt. Das Bundesgleichstel-

lungsgesetz gilt entsprechend. Der Gleichstellungsbeauftragten stehen die Rechte entsprechend den 
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Regelungen des  Bundesgleichstellungsgesetzes zu, soweit die Trägerversammlung und die Geschäfts-

führer entscheidungsbefugt sind. 

 

 

 

§ 44k SGB II   Stellenbewirtschaftung 

 

(1) Mit der Zuweisung von Tätigkeiten nach § 44g Absatz 1 und 2 übertragen die Träger der gemeinsa-

men Einrichtung die entsprechenden Planstellen und Stellen sowie Ermächtigungen für die Beschäfti-

gung von Arbeitnehmerinnen und Arbeitnehmern mit befristeten Arbeitsverträgen zur Bewirtschaftung.  

 

(2) Der von der Trägerversammlung aufzustellende Stellenplan bedarf der Genehmigung der Träger. Bei 

Aufstellung und Bewirtschaftung des Stellenplanes unterliegt die gemeinsame Einrichtung den Weisun-

gen der Träger. 


